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Die Folgen des Klimawandels sind auch bei uns in Deutschland deutlich spür-
bar: Extremwetterereignisse wie Hochwasser, Starkregen, Stürme, Dürreperio-
den und lang anhaltende Hitzewellen sind längst keine Seltenheit mehr.
Da ein großer Anteil der klimaschädlichen Treibhausgasemissionen in den 
Kommunen erzeugt wird, ist es wichtig, dass bereits auf kommunaler Ebene 
Klimaschutzmaßnahmen ergriffen werden. Es stellt sich in diesem Zusammen-
hang die Frage, ob die Kommunen auch durch konkrete Festsetzungen in der 
Bauleitplanung den Klimaschutz vorantreiben können. 
Erläutert werden insbesondere die gesetzlichen Grundlagen einer klimaschutz-
gerechten Bauleitplanung, vornehmlich der Klimaschutz als Abwägungstat-
bestand, das Verhältnis der Bauleitplanung zum Energiefachrecht sowie die 
Festsetzungsmöglichkeiten im Bebauungsplan. Dabei wird auch das derzeit in 
vielen Kommunen erwogene „Schottergartenverbot“ angesprochen. Außerdem 
geht der Beitrag auf die Möglichkeiten und Grenzen einer Ergänzung beste-
hender Bebauungspläne um klimaschützende Festsetzungen ein.
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„Verpolizeilichung“ der Ordnungsbehörden in NRW  .  .  .  . 9
Nach dem Zweiten Weltkrieg wurden in der amerikanischen und britischen 
Besatzungszone aufgrund besatzungsrechtlicher Anordnung bestimmte Ver-
waltungsaufgaben von der Zuständigkeit der Polizeibehörde abgetrennt und 
besonderen Ordnungsbehörden zugewiesen (sog. Entpolizeilichung). 
Mit dem Begriff „Verpolizeilichung“ in der Überschrift dieses Aufsatzes soll 
eine gegenläufige Tendenz bezeichnet werden, und zwar die Angleichung von 
Polizei und Ordnungsbehörden, wie sie – nicht nur in Nordrhein-Westfalen – in 
den letzten Jahren zu beobachten ist. Anlass für diesen Aufsatz ist ein aktuelles 
Landesgesetz, das nordrhein-westfälischen Ordnungsbehörden den Einsatz 
von Fahrzeugkameras und Bodycams zur Eigensicherung erlaubt. 
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Aufgrund der schrecklichen Auswirkungen der Flutkatastrophe vom 14. und 
15.7.2021 stand die Bundestagswahl am 26.9.2021 für die Menschen im Ahrtal 
unter ganz besonderen Vorzeichen. Dies betraf auch die Organisation der Wahl. 
Erläutert werden die Maßnahmen, mit denen die Wahlleitung versucht hat, 
den Menschen die Möglichkeit zu erhalten, von ihrem Wahlrecht Gebrauch 
machen zu können. Eingesetzt wurden insbesondere Wahlbusse für eine Brief-
wahl vor Ort, weil viele als Wahllokale vorgesehene Gebäude, auch Rathäuser, 
zerstört waren. 

Ralf Klomfaß

Schwierige Personalauswahlentscheidungen bei der  
Revi sion zu Coronazeiten  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .  .19
Vor dem Hintergrund zahlreicher Pflichtaufgaben des Rechnungsprüfungsam-
tes und zusätzlicher Aufgaben, die der internen Revision oftmals übertragen 
werden, ist die Personalauswahl für diese Stellen von besonderer Bedeutung. 
Gesucht wird nicht nur fachlich spezialisiertes Personal. Diese Personen müssen 
aber auch den gebotenen Vertraulichkeitsrahmen beachten und sich auf allen 
Ebenen von der Sachbearbeitung bis zur Führungsebene bewegen können. 
Anhand eines fiktiven Sachverhalts wird verdeutlicht, wie entsprechende Perso-
nalauswahlentscheidungen ablaufen können.
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Bei dieser Klausur aus dem Sozialrecht geht es um einen mögliche Erstattungs-
anspruch des Sozialhilfeträgers nach dem SGB X in einem Fall, in dem Leis-
tungen einer privaten Pflegezusatzversicherung bei der Bewilligung der Kosten 
von Pflegeleitungen nicht berücksichtigt wurden, weil ein Vertreter unrichtige 
Angaben gemacht hatte. 
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Diese Fallbearbeitung befasst sich u. a. mit Fragen zu den Themen Personaldia-
gnostik, Personalauswahl, Bewerbungsanalyse, Persönlichkeitstests, dienstliche 
Beurteilungen und Homeoffice/Telearbeit.
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